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Einleitung

Aufgrund der coronabedingten epidemischen Lage von internationaler
Tragweite geraten viele Probleme quasipandemischen Ausmaßes in den
Hintergrund. So auch der Themenkomplex der Zwangsverheiratung vor
allem unter Minderjährigen, die im Zuge der weltweiten Pandemie sogar
deutlich zugenommen hat1. Findet die Zwangsheirat ohnehin situativ und
meist nur im Hinblick auf singulär bekanntgewordene Fälle mediale und
öffentliche Beachtung2, so ist auch die juristische Berücksichtigung sowohl
in der Rechtswissenschaft als auch in der Rechtspraxis – gemessen an der
tatsächlichen diesbezüglichen Gefährdungssituation – eher marginal. Dies
mag auch darin begründet sein, dass Politik und Gesellschaft aufgrund
der klischeehaften Einordnung der Zwangsheirat und folglich der falsch
verstandenen Toleranz gegenüber fremden kulturellen Gepflogenheiten3

der Zwangsheirat lange Zeit wenig Beachtung geschenkt haben.
In der Vergangenheit wurden in der Aufarbeitung von Zwangsheirats-

fällen Minderjähriger primär strafrechtliche oder bei bestehendem Aus-
landsbezug asylrechtliche Fragestellungen beleuchtet, ohne auf die Pro-
blemlage des zugrundeliegenden innerfamiliären Konflikts näher einzuge-
hen. Zweifelsohne sind drohende Zwangsheiratsfälle kein rein rechtliches
Problem. Vielmehr ergeben sich mannigfaltige Berührungspunkte vor al-
lem zur Soziologie und Ethnologie, zur Pädagogik und Psychologie sowie
zur allgemeinen Familien- und Jugendhilfe. Bei familienpathologischen4

Problemfällen wie der Zwangsheirat sind jedoch familienrechtliche Maß-
nahmen die originäre juristische Reaktion. Wie diese Arbeit aufzeigen
wird, sind die gerichtlichen Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls
nach § 1666 BGB und hier speziell der familiengerichtliche Sorgerechtsent-
zug regelmäßig die einzig adäquate Antwort auf die drohende Zwangsver-
heiratung Minderjähriger.

A.

1 Vgl. zur weltweit hochgerechneten, corona-bedingten Zwangsheiratszunahme:
UNICEF, COVID-19 - A threat to progress against child marriage, S. 16.

2 Vgl. Letzgus, FPR 2011, 451 (452).
3 Vgl. ebd., S. 452; allgemein Staudinger/Coester (2020) BGB § 1666 Rn. 164.
4 Vgl. Zenz, Kindesmißhandlung und Kindesrechte, S. 96, 245, 255, 304 ff.;

Staudinger/Coester (2020) BGB § 1666 Rn. 4.
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In diesem einleitenden Kapitel erfolgt daher eine erste Annäherung an
die häufig schwer eingruppierbare Problematik der Zwangsheirat Minder-
jähriger.

Hierzu bedarf es zunächst einer relativ abstrakten definitorischen Ab-
grenzung der Zwangsheirat, bevor die thematische Bedeutung anhand
konkreter Zahlen zur aktuellen Zwangsheiratspraxis verdeutlicht wird.
Zum Überblick wird sodann einerseits der Hintergrund der erzwungenen
Verheiratung und das generell gewandelte Familien- und Eheverständnis,
andererseits die Entwicklung der staatlichen Maßnahmen bei Kindeswohl-
gefährdung und insbesondere des Sorgerechtsentzugs beleuchtet. Die je-
weiligen grundgesetzlichen und menschenrechtlichen Verankerungen so-
wie ein Blick auf den bisherigen Forschungsstand runden die Einleitung
ab.

Problemstellung und Themeneinordnung

Jede Eheschließung5 stellt für die Eheleute ein bedeutendes und einschnei-
dendes Ereignis in deren Leben dar. Mit ihr sind viele rechtliche Ehewir-
kungen verbunden, von welchen die Zivilrechtlichen gemäß §§ 1353 ff.
BGB (Eheliche Lebensgemeinschaft, Ehename, Unterhaltspflicht usw.), die
Steuerrechtlichen gemäß §§ 26 ff. EStG (Zusammenveranlagung von Ehe-
gatten) und in einigen Fällen gegebenenfalls auch die Aufenthalts- oder
Asylrechtlichen gemäß §§ 27 ff. AufenthaltsG (Ehegattennachzug) nur eine
exemplarische Aufzählung darstellen. Anknüpfend an den veränderten Fa-
milienstand haben diese Veränderungen teilweise gravierende Auswirkun-
gen auf das tägliche Leben, den Status und die persönliche Identität der
Eheleute. Wie viel einschneidender dieses Ereignis der Eheschließung ist,
wenn die Eheschließung seitens eines oder gar seitens beider (angehender)
Ehegatten unter Zwang erfolgt, mag für Außenstehende kaum vorstellbar
sein.

I.

5 Die Begriffe „Eheschließung“ – so der im Bürgerlichen Gesetzbuch benutzte Ter-
minus – und „Heirat“ werden in der vorliegenden Arbeit synonym im Sinne der
Eingehung einer Zivilehe gemäß § 1310 Abs. 1 BGB oder eines vergleichbaren
Rechtsinstituts des Zivilrechts eines anderen Staates verwendet; davon strikt zu
unterscheiden ist die „religiöse Eheschließung“ oder „traditionelle Heirat“, die
meist durch Akte oder Statute einer Glaubensgemeinschaft begründet werden
und unter die informellen Eheschließungsformen fallen; vgl. zum Begriff auch
Creifelds, Rechtswörterbuch (2021), Art. Eheschließung.
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Die Zwangsheirat ist ein vielschichtiges und weitläufiges Thema, wel-
ches häufig schwer abgegrenzt und noch schwerer einheitlich kategori-
siert oder klassifiziert werden kann. Wie unterschiedlich sich die Art des
Zwangs – angefangen bei psychischem Druck bis hin zu erheblichen Miss-
handlungen – darstellt, so different zeigen sich auch die Zwangsheiraten
insgesamt. Häufig wird der Begriff der Zwangsheirat zu Unrecht und viel
zu kurz gegriffen. Assoziationen bestehen mit jungen Frauen, die gegen
ihren Willen in einen islamisch geprägten Staat verbracht werden, um
dort mit einem wesentlich älteren Mann verheiratet zu werden. Dieses
Bild greift jedoch bei Weitem viel zu kurz, da Zwangsheiraten sowohl von
Voll- als auch von Minderjährigen ohne jedweden direkten Auslandsbezug
und ohne unmittelbaren Migrationshintergrund6 längst in der deutschen
Gesellschaft angekommen sind.

Bei der Zwangsheirat handelt es sich wie bereits erwähnt um einen
Themenkomplex, der nicht alleine rein rechtlich erfasst werden kann
und sollte, sondern eine Vielzahl von Anknüpfungspunkten an andere
Wissenschaftsbereiche aufweist. Exemplarisch seien hier nur die soziolo-
gischen, pädagogischen, sozioökonomischen, soziokulturellen und religiö-
sen Aspekte der Zwangsheirat angeführt und herausgegriffen. Hierin spie-
gelt sich aber gleichsam eine gewisse Schwierigkeit bei der umfassenden
Betrachtung der Zwangsheirat wider; die Vielzahl der diesbezüglichen
Veröffentlichungen verschiedenster Disziplinen macht das identifizieren
tatsächlicher wissenschaftlicher Erkenntnisse zur Zwangsheirat7 neben
rechtspolitischen bis populistischen Aussagen gerade sehr schwierig.8

6 Siehe unten unter A.II.3.; hierunter fallen beispielsweise die dritte und die vierte
Generation, die auf Personen mit Migrationshintergrund folgen (die sogenannte
Enkelgeneration); exemplarisch sind hier auch die sehr seltenen Fälle der Zwangs-
verheiratung innerhalb von Glaubensgemeinschaften anzuführen, vgl. Mayr, Ge-
drillt zu willenlosen Jüngern Gottes, [ohne Seitenangabe].

7 Vgl. exemplarisch zu diesbezüglichen Defiziten in den zur Zwangsheirat sogar in
der wissenschaftlichen Diskussion vielfach angeführten Werken: Kelek, Die fremde
Braut; Hirsi Ali, Ich klage an; Çileli, Wir sind Eure Töchter, nicht Eure Ehre.

8 Vgl. Toprak, Das schwache Geschlecht – die türkischen Männer, S. 12; ähnlich:
Beck-Gernsheim, Wir und die anderen, S. 77; Sütçü, Zwangsheirat und Zwangsehe,
S. 27.
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Definitionen und Zahlen

Zunächst erfolgt im Rahmen einer ersten Annäherung ein Definitionsver-
such des Begriffes der Zwangsheirat sowie eine erste Abgrenzung dieser,
bevor allgemeine Erkenntnisse zur tatsächlichen Zwangsverheiratungspra-
xis und bisher erhobene Zahlen zur Zwangsheirat betrachtet werden.

Die Zwangsheirat

Erste begriffliche Schwierigkeiten ergeben sich bereits beim Erfassen und
Formulieren des grundlegenden Begriffs der Zwangsheirat. Insbesondere
das differente allgemeine Verständnis, aber auch die abweichenden inter-
professionellen Subsumtionen unter den Begriff Zwangsheirat erfordern
eine einleitende Festlegung hierzu.

Definitionen zur Zwangsheirat

Es gab und gibt keine generelle, allgemein akzeptierte Definition9 zur
Zwangsheirat im deutschen Sprachgebrauch. Auch im deutschen Recht
existierte lange Zeit weder eine allgemeingültige Definition oder gar Le-
galdefinition.

Restriktive, primär strafrechtlich geprägte Ansicht

Erste konkretere Definitionsansätze im parlamentarischen Verfahren fin-
den sich ab dem Jahr 2004, wonach eine Zwangsheirat vorliegt, wenn
„mindestens einer der zukünftigen Ehepartner durch eine Drucksituation
zur Ehe gezwungen wird, wobei in der überwiegenden Zahl der Fälle

II.

1.

a)

aa)

9 Eine umfassende Definition findet sich bis heute in keinem gängigen Fachwörter-
buch, selbst im Creifelds findet sich der Begriff erstmals in der 19. Auflage 2007;
vgl. Creifelds, Rechtswörterbuch (2007), Art. Zwangsehe; Creifelds, Rechtswörter-
buch (2021), Art. Zwangsheirat; ferner Karakaşoğlu/Subaşı, Ausmaß und Ursachen
von Zwangsverheiratungen, S. 100; Deutscher Juristinnenbund, Stellungnahme zur
öffentlichen Anhörung des Bundestagsausschusses - Bekämpfung von Zwangsver-
heiratungen, S. 1; beispielhaft für die Schweiz: Riaño/Dahinden, Zwangsheirat,
S. 34 ff.
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Mädchen und junge Frauen betroffen sind“10. Erst mit dem Gesetz zur Be-
kämpfung der Zwangsheirat und zum besseren Schutz der Opfer von Zwangshei-
rat sowie zur Änderung weiterer aufenthalts- und asylrechtlicher Vorschriften11

vom 23.06.2011 und dessen strafrechtlich geprägter Tatbestandsumschrei-
bung, nämlich „einen Menschen rechtswidrig mit Gewalt oder durch Dro-
hung mit einem empfindlichen Übel zur Eingehung der Ehe nötig[en]“ 12,
erfolgte der Versuch einer gesetzgeberischen Definition.

Andere Definitionsversuche stellen dagegen bisweilen sogar noch stär-
ker auf den innerfamiliären Charakter und den rein innerfamiliären
Zwang durch Eltern oder Schwiegereltern ab.13

Klarstellend sei bereits hier erwähnt, dass ein derartiger definitorischer
Rückgriff alleine auf die Eltern als Verantwortliche in jedem Fall zu kurz
greift, zumal neben oder ergänzend zu den Eltern regelmäßig auch Dritte
wie Familienoberhäupter, Clanchefs oder religiöse Würdenträger hierfür
in Betracht kommen.

Extensive, umfassende Ansicht

Einem weitergehenden Verständnis folgt hingegen beispielsweise die Men-
schenrechtsorganisation Terre des femmes, die eine Zwangsheirat dann an-
nimmt, wenn „mindestens einer der Eheleute durch die Ausübung von
Gewalt oder durch die Drohung mit einem empfindlichen Übel zum

bb)

10 Vgl. BR-Drs. 767/04, S. 4.
11 Gesetz zur Bekämpfung der Zwangsheirat und zum besseren Schutz der Opfer

von Zwangsheirat sowie zur Änderung weiterer aufenthalts- und asylrechtlicher
Vorschriften vom 23.06.2011 (BGBl. Jahrgang 2011 Teil I Nr. 33, S. 1266).

12 Vgl. § 237 Abs. 1 StGB (Zwangsheirat) und § 37 Abs. 2a AufenthaltsG; neu gefasst
bzw. eingefügt durch das Gesetz zur Bekämpfung der Zwangsheirat und zum
besseren Schutz der Opfer von Zwangsheirat sowie zur Änderung weiterer auf-
enthalts- und asylrechtlicher Vorschriften vom 23.06.2011 (BGBl. Jahrgang 2011
Teil I Nr. 33, S. 1266); vgl. zuvor ähnlich Nr. 27.1.6 Allgemeine Verwaltungsvor-
schrift zum Aufenthaltsgesetz (AVwV-AufenthG) vom 26.10.2009 (GMBL 2009,
S. 888 ff.).

13 Vgl. im Ergebnis nicht alle Fälle vollumfänglich abdeckend und insofern zu
kurz greifend: Meier, Zwangsheirat Rechtslage in der Schweiz, S. 19; nur auf die
eigene Familie und allenfalls die Schwiegereltern abstellend: Schubert/Moebius,
ZRP 2006, 33 (34); Göbel-Zimmermann/Born, ZAR 2007, 54 (54); weitere Definiti-
onsansätze bei: Sütçü, Zwangsheirat und Zwangsehe, S. 40 ff.; Letzgus, FPR 2011,
451 (451); die Eltern stets als Mittäter betrachtend: Teubert/Sauer, Prävention
sexualisierter Gewalt im Kontext Flucht, S. 401.
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Eingehen einer formellen oder informellen (also durch eine religiöse oder
soziale Zeremonie geschlossenen) Ehe gezwungen wird und mit seiner
Weigerung kein Gehör findet oder es nicht wagt, sich zu widersetzen“ 14.
Gerade Aspekte wie eine passive Weigerung oder ein aktives Widersetzen
mit ihrem jeweiligen subjektiven Fokus15 verdeutlichen das Problem der
begrifflichen Abgrenzung der Zwangsheirat.

Auch die Gesetzesbegründung zum Entwurf des Gesetzes zur Bekämpfung
der Zwangsheirat und zum besseren Schutz der Opfer von Zwangsheirat sowie
zur Änderung weiterer aufenthalts- und asylrechtlicher Vorschriften16 lässt einen
eher weiten Definitionsansatz erkennen: „Eine Zwangsheirat liegt dann
vor, wenn mindestens einer der Eheschließenden durch Willensbeugung
zur Ehe gebracht wird […]“17. Dieser Ansatz wird durch eine regelhafte
Aufzählung und Beispiele konkretisiert, bevor lediglich eine Abgrenzung
zur arrangierten Ehe erfolgt.18 Wieder andere Ansichten stufen selbst die
arrangierte Heirat als kritisch ein und somit als Heirat unter Zwang.19

Vermittelende Sichtweise

Als Gemeinsamkeit vieler Definition bleibt dennoch festzuhalten, dass
eine Zwangsheirat jedenfalls demnach dann vorliegen soll, wenn im Rah-
men der Eheanbahnung oder in der Verheiratungspraxis – im Unterschied
zu allen anderen Heiratsformen20 – zumindest einer der beiden Ehepart-
ner durch physischen oder psychischen Zwang zur Eingehung der Ehe

cc)

14 TERRE DES FEMMES, Was ist Zwangsverheiratung, [ohne Seitenangabe]; vgl.
Mirbach/Schaak/Triebl, Zwangsverheiratung in Deutschland, S. 18.

15 Vgl. dazu auch Schlenker, Das Verbot der Zwangsheirat, S. 21, 23; Lehnhoff, Skla-
vinnen der Tradition, S. 12.

16 Vgl. BR-Drs. 704/10.
17 BR-Drs. 704/10, S. 8.; vgl. ferner den noch weiteren Ansatz der Parlamentarischen

Versammlung des Europarats zu Zwangs- und Kinderehen als „Ehe, die ohne die
freie und gültige Zustimmung eines oder beider Beteiligten oder vor Vollendung
des 18. Lebensjahres […]“ in: Europäisches Parlament, Bericht über die künftige
externe Strategie der EU gegen Früh- und Zwangsverheiratung, S. 15 [Fn. 1].

18 Vgl. BR-Drs. 704/10, S. 8.
19 Vgl. Mirbach/Schaak/Triebl, Zwangsverheiratung in Deutschland, S. 36; Deutscher

Juristinnenbund, Stellungnahme Bekämpfung der Zwangsverheiratungen, S. 3;
Bauer, Kindeswohlgefährdung, S. 222; kritisch Straßburger, Heiratsverhalten und
Partnerwahl im Einwanderungskontext, S. 207 ff., 210 f.

20 Vgl. Karakaşoğlu/Subaşı, Ausmaß und Ursachen von Zwangsverheiratungen,
S. 100.
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genötigt wird. Mit dem Verweis auf die Nötigung besteht jedoch noch
eine starre, strafrechtlich vorbelegte Begrifflichkeit, die in inhaltlicher
Sicht beispielsweise im Hinblick auf das Überschreiten der Erheblichkeits-
schwelle der strafbaren Nötigung21 zu einengend erscheint. Statt des straf-
rechtlichen Nötigens sollte im Rahmen eines umfassenden definitorischen
Ansatzes bereits stärker auf die Unangemessenheit der Beeinflussung oder
die „unangemessene Druckausübung“22 abgestellt werden. Durch die Sub-
stitution des Nötigungsbegriffs23 mit dem Begriff der unangemessenen
Druckausübung kann letzterer für die allgemeine Definition der Zwangs-
heirat als unbestimmter Rechtsbegriff fungieren, der somit durch die
konkret individuelle Auslegung eine umfassende, jedoch nicht extensive
Beschreibung der Zwangsheirat ermöglicht.

Daneben lässt sich insbesondere einer Negativabgrenzung im Sinne
einer Unterscheidung zu anderen Heiratsformen vieles abgewinnen. Gera-
de die selbstbestimmte und einvernehmliche Eheschließung als Gegensatz
zur Zwangsheirat erscheint – gleichsam eines differentialdiagnostischen
Ansatzes – besonders zur Abgrenzung geeignet.

Daher bildet ein vermittelnder, eher weit gefasster Definitionsansatz
die Grundlage des Verständnisses von Zwangsheirat in der vorliegenden
Arbeit. Eine Zwangsheirat liegt demnach vor, sobald im Rahmen der
Eheanbahnung oder in der Verheiratungspraxis zumindest auf einen der
beiden künftigen Ehepartner durch physischen oder psychischen Zwang
unangemessener Druck zur Eingehung der Ehe ausgeübt wird.

21 Vgl. Valerius, JR 2011, 430 (433); Kubik/Zimmermann, JR 2013, 192 (197f.); Eise-
le/Majer, NStZ 2011, 546 (548); Schuhmann, JuS 2011, 789 (791); Ensenbach, Jura
2012, 507 (508 f.); Kaiser, FamRZ 2013, 77 (79); Fischer, Strafgesetzbuch (2021)
§ 237 Rn. 2; Lackner/Kühl/Heger (2018) StGB § 237 Rn. 3; ähnlich: Kalthegener,
Stellungnahme zur öffentlichen Anhörung des Bundestagsausschusses - Bekämp-
fung von Zwangsverheiratungen, S. 5.

22 Der Begriff der unangemessenen Druckausübung findet sich bisher lediglich als
„eine freie Entscheidung […] ernsthaft gefährde[nd]“ in ganz anderem Zusam-
menhang in MüKoBGB/Roth (2020) BGB § 652 Rn. 63; ferner wiederum in
anderem Zusammenhang in: AG Dorsten DAVorm 1978, 131 (132 f.); ähnlich
Hildebrand, Bekämpfung der Zwangsheirat, S. 22.

23 Vgl. zur entsprechenden Notwendigkeit im Strafrecht im Hinblick auf die Straf-
barkeitsschwelle: Schlenker, Das Verbot der Zwangsheirat, S. 20.
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Definition der „drohenden Zwangsheirat“

Die drohende Zwangsheirat beginnt zeitlich und inhaltlich häufig bereits
weit vorgelagert vor dem eigentlichen Akt der Zwangsheirat, sprich vor
dem Zeitpunkt oder Zeitraum der konkreten Eheschließung.

Im Hinblick auf die vorgenannte, vermittelnde Definition ist die dies-
bezügliche Berücksichtigung positiv herauszustellen, da die vorgelagerte
Eheanbahnungsphase und die Verheiratungspraxis explizit mit aufgeführt
werden. Während die Verheiratungspraxis als bestimmbarer Zeitpunkt der
Eheschließung – meist als langfristig, ganz konkret geplantes Datum –
mit entsprechenden Handlungen und Ritualen keiner weitergehenden Ab-
grenzung bedarf, stellt sich dies für die Eheanbahnungsphase komplexer
dar. Die Eheanbahnung kann mit vorgelagerten Verhandlungen oder mit
einer Heiratsvermittlung beginnen, die bisweilen Jahre vor der Eheschlie-
ßung liegt.24 Spätestens mit einem konkreten Eheversprechen oder mit
einer durch Stellvertreter geschlossenen Eheverabredung beginnt demnach
die Eheanbahnung.

Es folgt ein Zeitraum der vorehelichen Dependenz zwischen Ehever-
sprechen und Eheschließung beziehungsweise der ersten bindenden Hand-
lung, in welchem die künftigen Ehegatten schon auf ihre Rolle vorbereitet
werden. Hierbei können bereits Zeremonien, Rituale und Handlungen
wie beispielsweise Zwangsverlobungen25 oder Ehevertragsschlüsse 26 mit
faktischen Vorwirkungen stattfinden. Somit sind zumindest Einschnitte
für die Betroffenen hinsichtlich Freizügigkeit und Umgang aufgrund vor-
heriger Versprechen oder Absprachen zu befürchten. Regelmäßig haben
die Betroffenen in Ansehung der zu schließenden Ehe ihr Leben entspre-
chend danach auszurichten oder gar ab dem Verlöbnis27 geradezu eheähn-

b)

24 Vgl. Kalthegener, Stellungnahme zur öffentlichen Anhörung des Bundestagsaus-
schusses - Bekämpfung von Zwangsverheiratungen, S. 5; Spuler-Stegemann, Die
101 wichtigsten Fragen - Islam, S. 67.

25 Vgl. Staudinger/Voppel (2018) BGB Vorbemerkung zu §§ 1297 Rn. 102; Schwab,
FamRZ 2017, 1369 (1373).

26 Vgl. Schwab, HRG, Art. Kinderehe, Sp. 1748.
27 Vgl. Schmidt-Wiegand, HRG, Art. Hochzeitsbräuche, Sp. 1071 f.; Schwab, HRG,

Art. Kinderehe, Sp. 1748; Palandt/Götz (2021) BGB Einführung vor § 1297 Rn. 1;
Scholz/Kleffmann/Eckebrecht, Praxishandbuch Familienrecht, Teil A Materielles
Eherecht, Eheschließungsrecht, Rn. 111 ff., 117.
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lich zu leben. Schließlich sind familiäre Eheversprechen bereits vor der Ge-
burt der jeweiligen Kinder denkbar.28

Die drohende Zwangsheirat stellt damit ein zeitliches Mehr im Ver-
gleich zur Zwangsheirat dar. Insofern ist für die drohende Zwangsheirat
auch ein wesentlich weiterer Definitionsansatz zugrunde zu legen, als die-
ser beispielsweise aus strafrechtlicher Sicht in Bezug auf das Unmittelbare
Ansetzen29 zur Zwangsheiratspraxis eröffnet erscheint.

Demnach sind die Eheanbahnung und die Zeit vorehelicher Dependenz
als Zeitraum der drohenden Zwangsheirat gleichfalls zu beachten.

Begriffe der Zwangsheirat, Zwangsverheiratung und Zwangsehe

Auch wenn mit dem Begriff der erzwungenen Eheschließung, der Zwangs-
eheschließung oder der Zwangsheirat meist undifferenziert vornehmlich
die Schließung der Zivilehe samt derer direkten rechtlichen Folgen ver-
standen wird, sei herausgestellt, dass unter dem Begriff der Zwangsheirat
sowohl die zivilrechtliche Eheschließung als auch eine mögliche nicht-
staatliche Eheschließung oder eine religiöse Eheschließung30 subsumiert
werden kann. Im Kontext der Zwangsheirat kommt es damit gerade nicht
darauf an, ob sich die erzwungene Eheanbahnung oder die erzwungene
Verheiratungspraxis perspektivisch auf einen staatlichen oder nichtstaatli-
chen Akt beziehen.

Neben dem Begriff Zwangsheirat findet sich häufig auch die Formulie-
rung Zwangsverheiratung, welche jedoch inhaltlich den gleichen Bedeu-
tungsgehalt hat. Diese Formulierung verfolgt das politische beziehungs-
weise rechtspolitische Ziel den passiven Charakter31 dieser Form der Ehe-
schließung schon anhand der Begrifflichkeit besonders herauszustellen.
Eine logisch zwingende Präferenz für diese Begrifflichkeit besteht aus fach-

c)

28 Vgl. zum sogenannten „Wiegenverlöbnis“: Yerlikaya, Zwangsehen, S. 47; Hilde-
brand, Bekämpfung der Zwangsheirat, S. 85; ähnlich: Spuler-Stegemann, Die 101
wichtigsten Fragen - Islam, S. 67.

29 Vgl. Sering, NJW 2011, 2161 (2163).
30 Zur Entfaltung staatlicher Wirkungen durch religiöse Eheschließungen in ande-

ren Staaten wird exemplarisch auf die Staaten Israel und Italien verwiesen; vgl.
Rieck/Glanz, Ausländisches Familienrecht (2021) Israel, Rn. 6; Rieck/Enßlin, Aus-
ländisches Familienrecht (2021) Italien, Rn. 6.

31 Vgl. Icken, Aktiv gegen Zwangsheirat, S. 25; terminologische Bedenken hingegen
bei: Yerlikaya, Zwangsehen, S. 23.
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licher und rechtswissenschaftlicher Sicht32 hingegen nicht – gleichwohl ist
das Herausstellen des passiven Charakters der Betroffenen von Zwangshei-
rat zu begrüßen33.

Der Begriff der Zwangsehe hingegen umfasst neben der erfolgten
Zwangsheirat34 gerade eben auch diejenigen Ehen, die ursprünglich ohne
oder zumindest ohne tatsächlich als solchen wahrgenommenen Zwang ge-
schlossen wurden, aber (mittlerweile) mit dem entsprechenden Zwang be-
haftet sind, verheiratet zu bleiben35. Somit sind hierin zusätzlich die Ehen
erfasst, in welchen aufgrund physischen oder psychischen Zwangs den
Ehepartnern die (legitime) Option der Ehescheidung oder der Eheannul-
lierung verwehrt wird. Aufgrund der damit einhergehenden, unterschied-
lichen Ausgangslagen ist dieser weitergehende Begriff der Zwangsehe
strikt von der Begrifflichkeit Zwangsheirat abzugrenzen, da trotz teilweise
wesentlicher Überschneidungen36 eben auch Fälle von Zwangsehen beste-
hen, die gänzlich ohne Zwang während, anlässlich oder im Zusammen-
hang mit der Heirat geschlossen werden.

Abgrenzung zu anderen Formen der Eheschließung

Mit Blick auf die Zwangsheirat sind begriffliche Abgrenzungen zu Selbi-
ger erforderlich, da die arrangierte Heirat, die Scheinheirat und die Zweck-
heirat durchaus inhaltliche Deckungsmengen aufweisen können.

2.

32 Vgl. zur Begrifflichkeit allgemein: Fischer, Strafgesetzbuch (2021) § 237 Rn. 2; Va-
lerius, JR 2011, 430 (431); BeckOK-StGB/Valerius (2021) § 237 Rn. 1.3; Kubik/Zim-
mermann, JR 2013, 192 (193); insgesamt hat sich der Begriff in den überwiegen-
den fachlichen Artikeln nicht konsequent durchgesetzt, einzig die Allgemeine
Verwaltungsvorschrift zum Aufenthaltsgesetz (AVwV-AufenthG) vom 26.10.2009
(GMBL 2009, S. 888 ff.) greift ihn verbindlich auf; Schmäing, Stellungnahme zur
öffentlichen Anhörung des Bundestagsausschusses - Bekämpfung von Zwangsver-
heiratungen, S. 6; kritisch zum Begriff stehend: Yerlikaya, Zwangsehen, S. 23.

33 In der vorliegenden Arbeit wird der Begriff der Zwangsverheiratung an geeigne-
ter Stelle daher synonym zum Begriff der Zwangsheirat verwendet ohne damit
eine gesellschaftspolitische Bewertung vorzunehmen.

34 Vgl. Mirbach/Schaak/Triebl, Zwangsverheiratung in Deutschland, S. 18; Hilde-
brand, Bekämpfung der Zwangsheirat, S. 32.

35 Vgl. Arbeitsgemeinschaft Zwangsverheiratung und Kinder- und Jugendhilferecht,
Zwangsverheiratung bekämpfen, S. 11; Meier, Zwangsheirat Rechtslage in der
Schweiz, S. 20; Schlenker, Das Verbot der Zwangsheirat, S. 27; Sütçü, Zwangshei-
rat und Zwangsehe, S. 42; Riaño/Dahinden, Zwangsheirat, S. 37; diese Differenzie-
rung verkennend: Yerlikaya, Zwangsehen, S. 23.

36 Vgl. Schlenker, Das Verbot der Zwangsheirat, S. 17.
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Die arrangierte Heirat

Die erste, notwendige Abgrenzung der Zwangsheirat besteht im Hinblick
auf die arrangierte Heirat. Die arrangierte Heirat ist als eine Form der
(noch) freien Partnerwahl zu verstehen, das heißt, dass die Eheanbahnung
zwar durch Dritte initiiert wird37, aber die Heirat im vollen Einverständ-
nis38 beider Ehepartner erfolgt. Letztlich können sich die künftigen Ehe-
partner somit auch gegen eine Eheschließung entscheiden.39 Eine trenn-
scharfe Abgrenzung, gerade auch aufgrund des fließenden Übergangs im
Zusammenhang mit Heiratsvermittlungen40 – sei es mit und ohne Einver-
ständnis der künftigen Ehepartner –, ist in der Praxis wohl kaum mög-
lich.41 Daher wird häufig auch von der Grauzone zwischen arrangierter
und erzwungener Heirat gesprochen42.

Oftmals liegen der arrangierten Heirat bewusste, gar strategische Ent-
scheidungen zum wirtschaftlichen oder gesellschaftlichen Fortkommen,
zum Erhalt des sozialen Status oder im Hinblick auf die standesgemäße
Herkunft der Ehepartner zugrunde. Teilweise bestehen auch rein strategi-
sche Eheschließungen, die eine gesamtfamiliäre Heirats- und Erbstrategie

a)

37 Vgl. Hildebrand, Bekämpfung der Zwangsheirat, S. 26.
38 Vgl. Straßburger, Zwangsheirat und arrangierte Ehe, S. 71 ff.; Mirbach/Schaak/

Triebl, Zwangsverheiratung in Deutschland, S. 18; Deutscher Juristinnenbund, Stel-
lungnahme Bekämpfung der Zwangsverheiratungen, S. 2.

39 Vgl. die entsprechende Ausführung in Nr. 27.1a.2.1 Allgemeine Verwaltungs-
vorschrift zum Aufenthaltsgesetz (AVwV-AufenthG) vom 26.10.2009 (GMBL
2009, S. 888 ff.); ferner: Schlenker, Das Verbot der Zwangsheirat, S. 24 ff.; Sütçü,
Zwangsheirat und Zwangsehe, S. 45; Hildebrand, Bekämpfung der Zwangsheirat,
S. 26; Riaño/Dahinden, Zwangsheirat, S. 38; Müller, Arrangement und Zwang,
S. 125.

40 Vgl. Bauer, Kindeswohlgefährdung, S. 224; Sütçü, Zwangsheirat und Zwangsehe,
S. 95.

41 Vgl. TERRE DES FEMMES, Einschätzung Gesetz zur Bekämpfung von Kinder-
ehen, S. 6; Deutscher Juristinnenbund, Stellungnahme Bekämpfung der Zwangsver-
heiratungen, S. 3; Bauer, Kindeswohlgefährdung, S. 222; Nr. 27.1.6 Allgemeine
Verwaltungsvorschrift zum Aufenthaltsgesetz (AVwV-AufenthG) vom 26.10.2009
(GMBL 2009, S. 888 ff.); Schmäing, Stellungnahme zur öffentlichen Anhörung
des Bundestagsausschusses - Bekämpfung von Zwangsverheiratungen, S. 6; zum
Vorschlag des zusätzlichen Begriffs der „arrangierten Zwangsheirat“: Sütçü,
Zwangsheirat und Zwangsehe, S. 96 f.

42 Vgl. Mirbach/Schaak/Triebl, Zwangsverheiratung in Deutschland, S. 18; Straßbur-
ger, Zwangsheirat und arrangierte Ehe, S. 73 f., 78 f., 82; Meier, Zwangsheirat
Rechtslage in der Schweiz, S. 21; Böge, Stellungnahme zum Thema Zwangsheirat,
S. 1; Alfes, FactSheet Zwangsverheiratung, S. 2.
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verfolgen.43. Inwiefern die Betroffenen sich unter Druck gesetzt fühlen
oder sie in der Äußerung ihres freien Willen eingeschränkt sind, vermögen
die Betroffenen häufig nur selbst zu beurteilen.44 Sofern die arrangierte
Ehe damit letztlich aus freiem Willen der künftigen Ehegatten eingegan-
gen wird, schließt dies eine Subsumtion unter Zwangsheirat aus.45

Die selbst organisierte Muss-Heirat

Neben der Zwangsehe und der arrangierten Ehe wird bisweilen noch eine
dritte, kritische Kategorie genannt, die als „selbst organisierte Heirat“46

oder noch deutlicher als selbst organisierte Muss-Heirat bezeichnet werden
kann. Damit sind diejenigen Eheanbahnungen gemeint, bei denen ein
Ehepartner sich selbst zu einer Heirat verpflichtet oder gezwungen sieht,
ohne dass bei der konkreten Entscheidung zur Eheschließung direkter
äußerlicher Zwang ausgeübt wurde. Für diese Art der Heirat ist beispiels-
weise eine bestehende Schwangerschaft der künftigen Braut denkbar.

Häufig ist diese Eheschließungsform wohl auf ein falschverstandenes
gesellschaftliches Bild oder die jeweilige eigene soziale oder wirtschaftliche
Stellung zurückzuführen, die eine Eheeingehung als notwendig erscheinen
lässt. Insofern ist hier eine besonders kritische Prüfung der Situation und
der Begleitumstände nötig. Abgrenzungsprobleme bestehen dann am ehes-
ten, wenn beispielsweise aus falsch verstandenem Ehe- oder Familienver-
ständnis oder aus wirtschaftlicher Abhängigkeit eine aus subjektiver Sicht
alternativlose Eheschließung im weiteren Fortgang in einer Zwangsehe
ohne Scheidungsmöglichkeit mündet.

Wie bei familiären Heiratsstrategien ist auch bei dieser persönlichen
Heiratsstrategie die individuelle Betroffenheit fließend. Angefangen bei

b)

43 Vgl. Sütçü, Zwangsheirat und Zwangsehe, S. 50; MüKoBGB/Koch (2019) Einlei-
tung zum Familienrecht, Rn. 7.

44 Vgl. Alfes, FactSheet Zwangsverheiratung, S. 2; Sütçü, Zwangsheirat und Zwangs-
ehe, S. 40; kritisch: Schlenker, Das Verbot der Zwangsheirat, S. 21.

45 Vgl. Letzgus, FPR 2011, 451 (455); BT-Drs. 17/4401, S. 8; Schubert/Moebius, ZRP
2006, 33 (34); Göbel-Zimmermann/Born, ZAR 2007, 54 (58); Yerlikaya/Çakır-Cey-
lan, ZIS 2011, 205 (206); Valerius, JR 2011, 430 (433); Ensenbach, Jura 2012, 507
(508); Kaiser, FamRZ 2013, 77 (79); Alfes, FactSheet Zwangsverheiratung, S. 2;
kritisch: Sütçü, Zwangsheirat und Zwangsehe, S. 22, 45 ff., 73 ff.; a.A. Kelek, ZAR
2006, 232 (234).

46 Meier, Zwangsheirat Rechtslage in der Schweiz, S. 22; Sütçü, Zwangsheirat und
Zwangsehe, S. 45; im Ansatz auch: Schlenker, Das Verbot der Zwangsheirat, S. 32.
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